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Patientenrechte-Gesetz:
Da geht noch viel mehr
Damit Patienten und Ärzte sich auf Augenhöhe begegnen können, 
muss noch viel geschehen. Der Entwurf zum Patientenrechte-Gesetz 
hat zwar begrüßenswerte Ansätze, doch für den großen Wurf fehlt 
bislang der Mut

H
ygienmängel im OP-Saal, über-
sehene Tumore, falsche Medika-
mentengaben: Die Liste der Feh-
ler, die bei der Behandlung eines 

Patienten passieren können, ist lang – seit 
rund 20 Jahren wird daher in Deutschland 
über die Stärkung von Patientenrech-
ten diskutiert. Aus Sicht der Ersatzkassen 
wird es Zeit, dass die Patientenrechte kon-
sequent ausgebaut und sichtbarer gemacht 
werden. Der vor kurzem vorgelegte erste 
Entwurf eines Patientenrechte-Gesetzes 
geht daher in die richtige Richtung. Erfreu-
lich ist in jedem Fall, dass vieles, was bis-
her schon Standard vor Gericht war, nun 
auch für die juristisch nicht Vorgebildeten 
sichtbar im Bürgerlichen Gesetzbuch ver-
ankert werden soll. Damit werden Rechte 
und Pflichten aller Beteiligter – etwa von 
Patienten, Ärzten und Krankenkassen – 
transparenter.

Erhöhte Rechtssicherheit soll Patienten 
den Rücken stärken

Die erhöhte Rechtssicherheit könnte dazu 
beitragen, dass sich mehr Patienten als 

bisher im Schadensfall beraten lassen und 
anschließend bei Auseinandersetzungen 
mutiger auftreten und ihre Ansprüche gel-
tend machen. Zurzeit verzichten die meis-
ten Opfer von Fehlern auf Klage oder auf 
einen Schlichtungsversuch bei den Ärzte-
kammern, weil sie die Erfolgsaussichten 
für zu gering halten.

Die Ersatzkassen befürworten aus-
drücklich, dass auch den Kassen stringen-
tere Vorgaben gemacht werden, wie sie 
Versicherte zu unterstützen haben, die 
etwa befürchten, Opfer von „Ärztepfusch“ 
geworden zu sein. Schon jetzt beschäftigen 
die Ersatzkassen freiwillig spezialisier-
te Mitarbeiter, die den Patienten helfen, 
 Behandlungsfehler zu klären und Scha-
denersatzansprüche durchzusetzen. Um 
dabei noch bessere Arbeit leisten zu kön-
nen, fordern die Ersatzkassen, dass bei ei-
nem erhärteten Verdacht innerhalb einer 
verbindlichen Frist vollständige Einsicht in 
die Patientenakte gewährt werden muss.

Dies ist jedoch bei weitem nicht die 
einzige Forderung, die die Ersatzkas-
sen an die Bundesregierung stellen. Be-
sonders beim Patientenschutz sehen die 
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Grund zur freude: Im frühjahr 2012 
wird der Verband der ersatzkassen 
e.V. (vdek) 100 Jahre alt. das Jubiläum 
wird mit einer festveranstaltung im 
März in Berlin gefeiert – und mit einer 
deutschlandweiten Wanderausstel-
lung mit den Preisträgern eines foto-
wettbewerbs zum Thema „Wieder ge-
sund?“. soviel sei jetzt schon verraten: 
eine Teilnehmerin aus der Hansestadt 
errang den zweiten Preis. die besten 
aus den rund 360 eingesandten fo-
tos sind im dezember 2012 und Janu-
ar 2013 im rathaus zu sehen (mehr 
details dazu im nächsten „Länderre-
port“). der vdek ist seit Jahrzehnten 
eng mit Hamburg verbunden: rund  
35 Jahre lang, zuletzt von 1945 bis 
1975, hatte der Verband sogar seine 
Zentrale in der Hansestadt – damals 
noch als Verband der Angestellten-
Krankenkassen (VdAK) firmierend. Im 
Jahr 1990 wurde die Landesvertretung 
Hamburg gegründet.

J u B I L ä u M

fotowettbewerb: 
Preisträgerin aus 
Hamburg

RunDER GEbuRtstAG: DER VERbAnD DER 
ERsAtzkAssEn WiRD 100 JAhRE Alt

QU
ELLE  vdek
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Das hat nicht zuletzt der Skandal um die 
fehlerhaften Brustimplantate der franzö-
sischen Firma PIP deutlich vor Augen ge-
führt. Jedes Jahr kommen ca. 400 000 neue 
Medizinprodukte wie Gehhilfen, Hörgerä-
te und künstliche Kniegelenke neu auf den 
Markt. Hersteller oder anwendende Ärz-
te müssen sich eigentlich melden, wenn 
es in Praxen und Kliniken zu Komplikati-
onen mit Medizinprodukten kommt. Vie-
le tun es nicht – und müssen dafür nicht 
einmal Sanktionen befürchten. Um diesen 
Zustand zu ändern, muss das Medizinpro-
duktegesetz reformiert werden. Zu einer 
gründlichen Weiterentwicklung des Geset-
zes im Sinnen des Patientenschutzes ge-
hört auch, verpflichtende Produktregister 
einzuführen. Hier haben die Ersatzkassen 
zusammen mit anderen schon vorgearbei-
tet und als eine Art „Blaupause“ für wei-
tere Modelle das Endoprothesenregister 
entwickelt. Mit Hilfe des Registers soll un-
ter anderem der Frage nachgegangen wer-
den, warum es häufiger zu Wechselopera-
tionen kommt, bei denen ein künstliches 
Hüft- oder Kniegelenk ausgetauscht wer-
den muss.

Solche Datensammlungen helfen nicht 
nur, etwa fehlerhafte Hüftgelenke oder 
Brustimplantate zu identifizieren, son-
dern auch, gute Produkte und Behandler 
herauszufiltern. Vor diesem Hintergrund 
regen die Ersatzkassen an, eine Abgabe 
von den Herstellern zu erheben, damit 
diese für die Entwicklung und Aktualisie-
rung künftiger Register auch ihren Obolus 
leisten.  

Ersatzkassen dringenden Nachbesse-
rungsbedarf. Patientenschutz bedeutet, 
die Patienten vor Behandlungs- und Pro-
duktrisiken zu schützen. Risiken gehen 
nach Ansicht der Ersatzkassen von Diag-
nostiken und Therapien aus, deren Nutzen 
und Wirksamkeit nicht nachgewiesen wur-
de beziehungsweise bei denen eine man-
gelnde Wirksamkeit ermittelt wurde.

Forderung nach 24stündiger bedenkzeit

Solche Leistungen werden heute vermehrt 
in Arztpraxen als individuelle Gesund-
heitsleistungen (IGeL) verkauft – etwa 
das Screening auf Grünen Star oder die 
 Ultraschalluntersuchung auf Gebärmut-
terkrebs. Sie sind nicht nur überflüssig, 
sondern können den Patienten auch scha-
den. Jährlich bezahlen deutsche Patientin-
nen und Patienten schätzungsweise rund 
1,5 Mrd. Euro dafür aus eigener Tasche. 

Obwohl auch Stimmen aus der Ärz-
teschaft vor kurzem heftig kritisierten, 
dass der Verkauf von IGeL in vielen Pra-

xen übertrieben werde, rüttelt der aktuelle 
Referentenentwurf nicht an den Vorgaben 
für die Leistungen. Die Ersatzkassen for-
dern, dass das derzeit ausufernde Angebot 
von IGeL in Praxen strikter begrenzt wird 
– etwa durch schärfere Kriterien. Außer-
dem muss den Patientinnen und Patien-
ten ausreichend Zeit eingeräumt werden, 
die Leistung zu prüfen. Zwischen dem An-
gebot und der Einwilligung sollten deshalb 
grundsätzlich 24 Stunden liegen.

schutz vor Pfusch bei Medizinprodukten

Bei den Medizinprodukten liegt auch eini-
ges im Argen, was in einem zukunftswei-
senden Gesetz behoben werden müsste. 

Auch bEi EinER OP iM kRAnkEnhAus kAnn Es 
zu „ÄRztEPFusch“ kOMMEn
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Welchen schutz genieße ich als Pati-
ent? diese frage ist Hamburger Ver-
sicherten wichtig. es ist daher erfreu-
lich, dass die regierung endlich einen 
referentenentwurf vorgelegt hat, mit 
dem der mündige Patient gestärkt 
werden soll. Allein die Tatsache, dass 
das Behandlungsrecht im Bürgerli-
chen Gesetzbuch verankert werden 
soll, ist ein schritt in die richtige rich-
tung. Aber echter fortschritt sieht an-
ders aus. Bei vielen Vorschlägen be-
wegt sich der Gesetzgeber nur in 
Trippelschritten vorwärts – oder ver-
harrt auf der stelle. etwa beim The-
ma Kontrolle von Medizinprodukten. 
Gerade beim skandal um Brustim-
plantate, von dem auch viele Ham-
burgerinnen betroffen sind, wurde 
deutlich, wie spät sogar gravierends-
te Mängel entdeckt werden. die er-
satzkassen werden sich nun verstärkt 
für register einsetzen, die fehlerhaf-
te Medizinprodukte auflisten. Weiter 
kämpfen werden die Kassen auch für 
den schutz der Patienten vor IGeL-
Leistungen. dazu verliert der refe-
rentenentwurf kein Wort. Gerade in 
einer stadt wie Hamburg mit einer 
sehr hohen Arztdichte liegt die Ver-
mutung nahe, dass der Verkauf von 
Leistungen zunimmt, deren Nutzen 
nicht nachgewiesen ist. die einfüh-
rung einer 24-stündigen Bedenkzeit 
vor dem Kauf wäre ein unübersehba-
res signal. Hier muss der Gesetzgeber 
dringend nachbessern.

K O M M e N T A r

Kleine Trippel-
schritte statt  
echtem fortschritt 

FOTO  vdek

von 
kAthRin hERbst  
Leiterin der  
vdek-Landesvertretung 
Hamburg

d I e  Q u A r T A L s Z A H L

Über 450 hamburger
haben sich im Jahr 2010 wegen vermuteter Behand-
lungsfehler bei einer ersatzkasse gemeldet.
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„IGeL-Leistungen sind  
nicht die bessere Medizin.  
Manche schaden sogar.“
Warum das Angebot an iGel-leistungen begrenzt werden muss,  
erläutert Dr. bernhard van treeck vom Medizinischen Dienst der  
krankenversicherung nord

vdek  Warum ist es wichtig, das üppige 
IGeL-Angebot nicht tatenlos hinzuneh-
men?
Dr. Bernhard van Treeck  Weil es dem Bild des 
Arztes in der Öffentlichkeit schadet und 
weil das Image der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) leidet. Sprüche wie 
„Da gibt es etwas Besseres als die GKV-
Leistung“ sind bei solchen Medizinern an 
der Tagesordnung. Hierdurch wird unter-
stellt, die GKV zahle nicht das, was aus 
medizinischer Sicht notwendig ist. Das 
ist schlicht falsch. IGeL-Leistungen sind 
nicht die bessere Medizin. Ihre Wirksam-
keit ist nicht erwiesen, manche schaden 
sogar. Damit wir uns nicht missverstehen: 
Die meisten Ärzte arbeiten ethisch sauber 
und ärgern sich über die eifrigen IGeL-Ver-
käufer. Es reicht aber, wenn zehn Prozent 
sich daneben benehmen, um einen ganzen 
Berufsstand in Misskredit zu bringen. Es 
gibt sogar Praxen, die GKV-Leistungen als 
IGeL-Leistungen verkaufen. Das ist reine 
Abzockerei, die Patienten sind diesen Ärz-
ten vollständig ausgeliefert. 

vdek  Wie läuft so etwas ab?
van Treeck  Wir hören von Hamburger Au-
genarztpraxen, in denen Patienten gesagt 
wird: „Bei ihnen muss der Augeninnen-
druck gemessen werden. Das ist not-
wendig, aber ihre Kasse zahlt das nicht.  
Das kostet 20 Euro.“ Dann zahlen viele  
Patienten ohne Aufklärung, ohne Quit-
tung. Erst wenn das erledigt ist, werden sie 
zum Arzt vorgelassen. Wenn das stimmt, 
wäre es ein klarer Verstoß gegen die 

Berufsordnung. Fakt ist: Wenn der Patient 
eine Krankheit hat, bei der eine Messung  
des Augeninnendrucks notwendig ist, 
dann ist das selbstverständlich eine GKV-
Leistung. Da muss der Patient nichts selbst 
zahlen.  

vdek  der vdek setzt sich für eine 24-stündi-
ge sperrfrist ein, um den Patienten mehr 
Bedenkzeit zu geben. Was halten sie da-
von?
van Treeck  Alles, was das System dieser 
IGeL-Leistungen verlangsamt, ist sinn-
voll. Kaum ein Patient weiß in dem Mo-
ment, in dem er vom Arzt mit einem 
IGeL-Angebot konfrontiert wird, welche 
wissenschaftlichen Studien dazu bereits 
veröffentlicht wurden. Hat man dage-
gen eine Bedenkzeit, kann man wenigs-
tens noch mal recherchieren, etwa im  
Internet unter www.igel-monitor.de, dem  
Info-Portal des Medizinischen Dienstes 
des Spitzenverbandes Bund.  

vdek  unternimmt die ärztekammer Ham-
burg genug gegen die schwarzen schafe?
van Treeck  Zumindest sieht man öffentlich 
davon nicht viel. Sicher mahnt sie Ärz-
te ab, aber meist im Stillen. Man könnte  
aber weiter gehen und Praxen stich-
probenartig überprüfen indem man Pro -
be patienten dorthin schickt. Gegen die 
Mediziner, die eindeutig und wiederholt 
gegen die Berufsordnung und gelten-
des Recht verstoßen, sollte ein Verfahren 
zum  Approbationsentzug eingeleitet wer-
den. Von Seiten der Kammer würde ich 

dies auch öffentlich machen. Das würde 
 Signalwirkung haben. 

vdek  und welche Botschaft sollte beim 
 Patienten ankommen?
van Treeck  Man muss dem Patienten vor 
 allem Sicherheit geben. Er muss wissen: 
Die GKV ist eine Vollversorgung. Alles, 
was medizinisch notwendig ist, wird auch  
bezahlt. Im Übrigen sind IGeL-Leistun-
gen nicht harmlos. Eine unnötige Ultra-
schalluntersuchung bei Schwangeren 
beispielsweise kann im Extremfall zu wei-
teren riskanten Folgeuntersuchungen mit  
Gefährdung des Kindes führen. Wenn 
IGeL-Leistungen schon nicht verboten 
sind, so sollten sie meines Erachtens nur 
in separaten Räumen außerhalb der Pra-
xen stattfinden. Und auf der Tür müsste so 
etwas stehen wie „Gesundheitsgewerbe“.

vdek  Wurde Ihnen schon einmal eine IGeL-
Leistung angeboten?
van Treeck  Ja, bei einer Vorsorge-Unter-
suchung. Die Ärztin behauptete, die Leis-
tung, um die es ging, werde nicht von der 
GKV bezahlt. Ein klarer Verstoß. Die GKV 
sollte sich nicht weiter in ein schlechtes 
Licht stellen lassen von solchen Ärzten.  

DR. bERnhARD VAn tREEck  
Leiter ambulante Versorgung und stellvertretender 
leitender Arzt des Medizinischen dienstes der 
Krankenversicherung (MdK) Nord
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Besser vernetzt, besser  
versorgt
Die vdek-landesvertretung hat Ende vergangenen Jahres ihren  
2. hamburger Gesundheitstreff veranstaltet. kontrovers diskutiert 
wurde die Frage, wie die Versorgung psychisch kranker optimaler  
gestaltet werden kann

A
uf großes Interesse ist die Podi-
umsdiskussion des 2. Hambur-
ger Gesundheitstreffs des vdek 
gestoßen, die in der TK-Landes-

vertretung stattfand. Rund 100 Gäste aus 
Politik, Krankenkassen, Krankenhäusern, 
der Ärzteschaft und Betroffenen-Verbän-
den debattierten Ende vergangenen Jahres 
zum Thema „Versorgung psychisch kran-
ker Menschen in Hamburg: Neue Wege 
wagen.“ Auf dem Podium: Gesundheitsse-
natorin Cornelia Prüfer-Storcks, Prof. Dr. 
Wulf Rössler, wiss. Leiter des Forschungs-
projekts „Vernetzte Versorgung“ an der 
Leuphana Universität Lüneburg und Direk-
tor der Klinik für Soziale Psychiatrie und 
Allgemeinpsychiatrie der Uniklinik Zürich, 
Dr. Claudia Brase, Geschäftsführerin der 
Hamburgischen Krankenhausgesellschaft 
und Walter Plassmann, stellvertr. Vorsit-
zender der Kassenärztlichen Vereinigung 
Hamburg. Die positive Resonanz auf die 
Einladung habe gezeigt, so Kathrin Herbst, 
Leiterin der vdek-Landesvertretung, dass 

die Thematik vielen unter den Nägeln 
brenne. „Hamburg verfügt zwar über mehr 
Psychiatriebetten je Einwohner als ver-
gleichbare Großstädte und ist mit Psycho-
therapeuten gut ausgestattet. Aber schon 
die langen Wartezeiten auf ein Erstge-
spräch weisen darauf hin, dass die vorhan-
denen Ressourcen intelligenter und krea-
tiver genutzt werden müssen als bisher.“ 
Notwendig sei deshalb vor allem sowohl 
eine bessere Vernetzung zwischen ambu-
lanten Medizinern und Therapeuten sowie 
zwischen diesen Behandlern und dem An-
gebot der Krankenhäuser. Auf dem Podi-
um bestand Einigkeit darüber, dass die 
 Morbidität (Krankheitslast) psychischer 
Erkrankungen in Hamburg nicht zugenom-
men hat, wohl aber die Inanspruchnahme 
von Therapien. Kontrovers diskutiert wur-
de dagegen die Frage, ob die Hansestadt 
mehr Betten und mehr niedergelassene 
Therapeuten in diesem Bereich brauche 
und wie eine bessere Vernetzung  erreicht 
werden könne.  

DiskutiERtEn GEGEnsÄtzlichEs, stElltEn AbER Auch GEMEinsAMkEitEn FEst: WAltER PlAssMAnn, 
DR. clAuDiA bRAsE, kAthRin hERbst, sEnAtORin cORnEliA PRÜFER-stORcks, PROF. DR. WulF RösslER

FOTO  vdek / Thom
as schulte

Auf dem 2. Hamburger Gesundheits-
treff ist der Hamburger Selbsthilfe-
preis der Ersatzkassen zum ersten 
Mal verliehen worden. Die mit 2.500 
Euro dotierte Auszeichnung wurde 
in zwei erste Preise aufgeteilt, um 
sowohl die Lebensleistung einer  
Einzelperson als auch die  innovative 
Projektidee einer Gruppe zu wür-
digen. Der erste Preis für eine Ein-
zelleistung mit einer Dotierung von 
1.000 Euro wurde an Reinhard Gie-
len verliehen, einem der Pioniere 
der Selbsthilfe-Arbeit von psychisch 
Kranken und Mitglied der Selbst-
hilfegruppe „Bipolare Störungen“. 
Die Regionalgruppe Hamburg des 
Bundes verbands der Organtrans-
plantierten e.V. (BDO) erhielt den 
weiteren ersten Preis, der mit 1.500 
Euro dotiert war, für ihr Projekt „Pa-
tientenbegegnung am Krankenbett“. 
Mehr als 25.000 Aktive in über 1.400 
Selbsthilfe-Gruppen waren zur Teil-
nahme aufgerufen. Die mehrköp-
fige Jury beeindruckte besonders 
der kreative Einsatz der Preisträger, 
der Mut macht zum Leben mit einer 
Krankheit oder Behinderung.

A u s Z e I C H N u N G

Hamburger selbst-
hilfepreis erstmals 
verliehen

JuROREn (V.l. ObEn): clAuDiA stRAub, VDEk, 
DR. WOlFGAnG bussE, kiss hAMbuRG,  
JOhn huFERt, tk, kAthRin hERbst, VDEk, 
hAnnA kAstEnDiEck, hAMbuRGER AbEnD-
blAtt, DR. chRistOPhER kOFAhl, ukE.   
PREistRÄGER (V.l. untEn): REinhARD GiElEn, 
sAbinE  hEnkE (bDO), bERnD hÜchtEMAnn 
(bDO), PEtRA RAMkE (bDO).

FOTO  vdek / Thom
as schulte
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H
ätten Sie es gewusst? Hamburg hat inzwischen fast so 
viele Psychotherapeuten und Nervenärzte wie Hausärz-
te – und damit eine Dichte an Therapeuten zur Versor-
gung psychisch Kranker, die europaweit in nur wenigen 

Großstädten erreicht wird. 1146 Therapeuten und Nervenärzte ste-
hen 1245 Allgemeinmedizinern gegenüber.

Trotzdem liegt in der Versorgung psychisch kranker Menschen 
in der Hansestadt einiges im Argen: Zahlreiche psychisch Kranke 
warten beispielsweise zu lange auf ein Erstgespräch mit einem 
Psychotherapeuten. Aus diesen scheinbaren Widersprüchen – sehr 
gute Ausstattung mit Behandlern einerseits und Versorgungseng-
pässe andererseits – ergibt sich dringender Handlungsbedarf. Eine 
schlichte Ausweitung der Ressourcen wäre der falsche Weg. Viel-
mehr geht es unter anderem darum, mit dem vorhandenen guten 
Angebot angemessener und intelligenter umzugehen. 

therapeuten erfüllen Mindeststundenzahl nicht

Ein gutes Beispiel dafür ist der Verbesserungsbedarf bei der Aus-
lastung der Vertragspsychotherapeuten-Sitze. Zum Verständ-
nis: Um ihre Leistungen für die Patienten mit den gesetzlichen 
Krankenkassen abrechnen zu können, brauchen die Therapeu-
ten – genau wie Ärzte auch – eine Zulassung. Diese gibt es nur 

für ärztliche Psycho-
therapeuten wie Fach-
ärzte für Psychiatrie 
und Psychotherapie 
sowie für psychologi-
sche Psychotherapeu-
ten und für Kinder- und 

Jugendlichenpsychotherapeuten. Wer eine solche Zulassung er-
hält, wird Vertragstherapeut und verpflichtet sich, einen Versor-
gungsauftrag zu erfüllen. Dieser Auftrag beinhaltet unter anderem, 
mindestens 20 Stunden in der Woche für gesetzlich versicherte 
Patienten zur Verfügung zu stehen. So haben dies die gesetzli-
chen Krankenkassen in den Bundesmantelverträgen vertraglich 
 vereinbart. Bei Verstößen gegen diese Pflichten kann die Kassen-
ärztliche Vereinigung Hamburg als zuständige Instanz ein Diszip-
linarverfahren einleiten.

Zum Leidwesen der Patienten kommen die niederge lassenen 
Therapeuten in der Hansestadt – in ihrer Gesamtheit betrach- 
tet – nicht auf die notwendige Mindeststundenzahl. Sie arbeiten 
im Durchschnitt weniger als 20 Wochenstunden für gesetzlich 
Krankenversicherte.

Ein wenig mehr Einsatz hätte große Wirkung

Das bedeutet: Die Therapeuten könnten die Situation von psy-
chisch kranken Patienten auf Wartelisten deutlich verbessern, 
wenn sie die Stundenzahl für die Behandlung von gesetzlich Ver-
sicherten erhöhen würden. Bereits ein wenig mehr Einsatz hätte 
große Wirkung: Schon durch fünf zusätzliche Behandlungsstun-
den könnten etwa 25 Prozent mehr Patienten als bisher einen 
Therapieplatz finden.

 Dadurch würden sich auch die Wartezeiten auf einen Platz 
erheblich verkürzen. Die Ersatzkassen fordern deshalb alle 
 Verantwortlichen auf, an einem Strang zu ziehen, um Versor-
gungsengpässe durch den Einsatz von mehr Arbeitskraft und The-
rapiestunden zugunsten von gesetzlich Krankenversicherten zu 
minimieren.  

»Die Psychotherapeuten 
kommen nicht auf ihre Min-
deststundenzahl.«

FOTO  Techniker Krankenkasse

WER untER DEPREssiOnEn lEiDEt, bEnötiGt MEist schnEll Ein ERstGE-
sPRÄch bEi EinEM thERAPEutEn

P s y C H O T H e r A P I e

Mehr Therapiestunden für  
gesetzlich Krankenversicherte
Missliche lage: Viele kranke warten zu lange auf einen Platz beim  
Psychotherapeuten. Die situation kann sich verbessern, wenn die  
therapeuten mehr von ihrer Arbeitskraft den kassenpatienten widmen
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Private Pflegeversicherung 
kontrolliert jetzt Qualität
Pflegedienste betreuen privat und gesetzlich Versicherte. lange zeit 
finanzierten aber nur die gesetzlichen Pflegekassen die Qualitäts-
prüfungen. Dieser Misstand ist nach einigem hin und her nun endlich  
behoben

s
eit dem Jahresende liegen die ers-
ten Pflegequalitätsberichte vor, 
die von Prüfern der privaten Kran-
kenversicherung (PKV) verfasst 

wurden, nachdem sie unangemeldet vor 
den Türen von Hamburger Pflegeeinrich-
tungen standen. Bisher waren diese Prü-
fungen ausschließlich Aufgabe des Medizi-
nischen Dienstes der Krankenversicherung 
(MDK) im Auftrag der gesetzlichen Pflege-
kassen – und zwar ohne finanzielle Betei-
ligung der PKV. 

Der Anstoß dafür, dass die Privaten 
nun eigenständig Prüftermine absolvie-
ren, liegt bereits mehr als drei Jahre zu-
rück: Mitte 2008 trat das Pflege-Weiter-
entwicklungsgesetz in Kraft. Ein zentraler 
Punkt des Gesetzes besagt, dass zukünftig 
alle Pflegeinrichtungen (Pflegeheime, am-
bulante Pflegedienste und Tagespflegeein-
richtungen) öfter und regelmäßiger unter 
die Lupe genommen werden sollten – ab 
2011 sogar mindestens einmal jährlich. Und 
es gab erstmals eine gesetzliche Grundla-
ge, die Ergebnisse der Qualitätsprüfungen 
zu veröffentlichen, damit sich Pflegebe-
dürftige und ihre Angehörigen bei der Aus-
wahl einer Pflegeeinrichtung besser orien-
tieren können. 

Das Gesetz sah außerdem erstmals 
eine Beteiligung der PKV mit zehn Prozent 
– entsprechend ihres Marktanteils – an 
den Kosten der Qualitätsprüfungen vor, so-
weit diese ohne die Beteiligung von PKV-
Vertretern durchgeführt wurden. Schließ-
lich pflegen Heime und Dienste genauso 
Pflegebedürftige, die privat versichert sind. 
Doch was heißt Beteiligung? Die einfache 

Teilnahme der PKV-Prüfer an MDK-Prü-
fungen konnte es doch wohl nicht sein. Für 
die Vorbereitung, Organisation der Prüfung 
und Erstellung des Prüfberichts ist doch 
 einiges an Knowhow und vor allem perso-
nellen Ressourcen erforderlich. Eine Be-
teiligung galt auch nur dann als sinnvoll, 
wenn sich gleichzeitig die Kosten der Qua-
litätsprüfungen für die Pflegekassen ent-
sprechend verringerten. Nach dem Willen 
der PKV sollte es tatsächlich erst nur die 
einfache Begleitung sein, mittelfristig dann 
der Aufbau einer Parallelstruktur, in der 
Prüfungen in eigener Regie durchgeführt 
würden. Die Kassen favorisierten die effi-
zientere Variante eine Kostenbeteiligung.

Geld hat die gesetzliche Pflegeversi-
cherung für die Prüfungen seit 2008 bis-
her jedoch noch nicht gesehen. Stattdessen 
entschied nach drei Jahren der Gesetzge-
ber und billigte der PKV Mitte 2011 ein ei-
genständiges Prüfrecht im Auftrag der 
 gesetzlichen Pflegekassen zu. Die Hambur-
ger Pflegekassen haben anschließend die 
erforderlichen Vertragsverhandlungen ge-
führt. Der Vertrag zur Beteiligung der PKV 
an Qualitätsprüfungen gilt in der Hanse-
stadt seit dem 1.11.2011. Bei zehn Prozent 
der Pflegeinrichtungen werden somit zu-
künftig mindestens ein Mal jährlich die 
Prüfer der PKV und nicht die des MDK für 
eine unangemeldete Qualitätsprüfung vor 
der Tür stehen. 

In Hamburg gibt es in rund 150 Heimen 
über 17.000 Pflegeplätze und zudem über 
350 ambulante Dienste, deren Mitarbeiter 
rund 14.000 pflegebedürftige Menschen in 
der Hansestadt pflegen.  

Ob Orthopäde, Gynäkologin oder All-
gemeinmediziner – wer  einen guten 
Arzt sucht, hat große Chancen, un-
ter www.vdek-arztlotse.de fündig zu 
werden. Das nichtkommerzielle In-
ternetportal wurde in Zusammen-
arbeit mit der Stiftung Gesundheit 
entwickelt. Über eine Eingabe der 
gewünschten Fachrichtung und Post-
leitzahl in die Maske startet eine Su-
che in mehr als 240.000 Adressen 
zugelassener Ärzte, Zahnärzte und 
Psychotherapeuten. Das Suchergeb-
nis liefert neben der Adresse auch 
weitere Informationen wie etwa Spe-
zialisierungen oder Barrierefreiheit 
der Praxis. Dazu kommen mehr als 
150.000 Bewertungen von Patienten 
nach einem Schulnotensystem, das 
über mehreren Kategorien (etwa Or-
ganisation und Erscheinungsbild der 
Praxis) Einschätzungen zu einer Ge-
samtnote bündelt. In einem Freitext-
feld können Patienten persönliche 
Kommentare abgeben. Mit einem re-
daktionellen Filter werden die Frei-
texte vor der Veröffentlichung auf 
widersprüchliche, unplausible und 
unangemessene Aussagen geprüft. 
„Schmähkritik und Ärzterankings 
wird es nicht geben“, erklärt Thomas 
Ballast, Vorstandsvorsitzender des 
vdek. Auf die Seiten des Arztlotsen 
wurde bis Dezember 2011 rund 1,3 
Millionen mal zugegriffen.

V d e K - A r Z T L O T s e

schulnoten für  
Mediziner, Orientie-
rung für Versicherte

GutE ÄRztE FinDEn: DER VDEk-ARztlOtsE

QU
ELLE  vdek
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impfvereinbarung modernisiert

Die Krankenkassen sind zukünftig noch stärker verpflich-
tet, für einen umfassenden Impfschutz zu sorgen. Die Er-
satzkassen haben zum 1.1.2012 mit einer neuen Impfverein-
barung reagiert, mit der unbürokratisch und damit schneller 
als bisher die Empfehlungen der unabhängigen Experten  
in der Arztpraxis umgesetzt werden können. Zu einer Op-
timierung beitragen soll auch eine erhöhte Impfvergütung 
der Ärzte, die auf fünf Jahre festgeschrieben wurde. 

zahnärztliche Versorgung für 2012 auf hohem niveau 
gesichert

Die Honorarverhandlungen mit der Kassenzahnärztlichen 
Vereinigung Hamburg konnten bereits kurz vor Weihnach-
ten zum Abschluss gebracht werden. Dieser Abschluss ist 
insoweit bemerkenswert, als er unter erschwerten Bedin-
gungen zustande kam. Hat doch der Gesetzgeber bereits für 
das Jahr 2013 gravierende Änderungen der zahnärztlichen 
Vergütung beschlossen und das Interesse von beiden Sei-
ten war, eine möglichst günstige Ausgangssituation für die 
Zukunft zu erreichen. Die Zahnärzte erhalten pauschal 1,48 
Prozent mehr Honorar. Im Rahmen der Zahnprophylaxe 
werden die Vergütungen um 1,98 Prozent gesteigert. 

K u r Z  G e f A s s TM e L d u N G

ersatzkassen erneut größte  
Kassenart in Hamburg

Die Ersatzkassen in Hamburg werden immer beliebter:  
Sie gewannen 2011 im Vergleich zum Vorjahr mehr als 
26.300 Mitglieder hinzu. Dies entspricht einem Plus von 

4,8 Prozent. Die Zahl der Versicherten (Mitglieder plus mitver-
sicherte Familienangehörige) stieg um rund vier Prozent auf 
742.866. Damit haben die Ersatzkassen einen Marktanteil von 
über 52 Prozent und bilden erneut die größte Kassenart. In kei-
nem anderen Bundesland ist ihr Marktanteil so hoch. „ Dieses 
Wachstum beweist, wie sehr die Hamburger die Kundenori-
entierung, Verlässlichkeit und Kompetenz ‚ihrer’ Ersatzkasse 
schätzen“, sagt Kathrin Herbst, Leiterin der vdek-Landesvertre-
tung. „Es belegt auch, dass die Menschen gerade in Zeiten ver-
schärften Wettbewerbs darauf vertrauen, dass die Ersatzkas-
sen auch für die Zukunft die richtigen Strategien entwickeln.“ 
Der vdek vertritt die Ersatzkassen BARMER GEK, Techniker 
Krankenkasse, DAK-Gesundheit, KKH-Allianz, HEK-Hanseati-
sche Krankenkasse und hkk. Die vdek-Landesvertretung unter-
stützt die Interessen der im Land tätigen Ersatzkassen. Sie führt 
Vertrags- und Vergütungsregelungen mit Hamburger Ärzten 
und Zahnärzten durch. Sie gestaltet auch die Krankenhauspla-
nung in Hamburg entscheidend mit und führt Verhandlungen 
mit den Trägern der ambulanten und stationären Pflegeeinrich-
tungen. Sie vertritt die wirtschaftlichen und politischen Interes-
sen der Ersatzkassen gegenüber der Landesregierung und sons-
tigen Entscheidungsträgern. Die Ersatzkassen verstehen sich als 
 innovativer Motor für die Qualität und Wirtschaftlichkeit des 
Gesundheitswesens. Sie setzen sich für ein soziales und solida-
risches Sicherungssystem ein, bei dem die finanziell Stärkeren  
für die finanziell Schwächeren, die Jungen für die Älteren und 
die Singles für die Familien eintreten. (sk)

stARkE stEllunG: in kEinEM AnDEREn bunDEslAnD hAbEn DiE ERsAtz-
kAssEn EinEn höhEREn MARktAntEil Als in hAMbuRG
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André Kohl ist neuer Referats leiter 
Stationäre Versorgung der vdek-
Landesvertretung Hamburg.  
Zuletzt arbeitete er als Control-
ler mit den Schwerpunktthe-
men ärztliches Vertragswesen 
und Kostenstellen rechnung in der 
 Hauptverwaltung der BARMER GEK 
in  Wuppertal.  Zuvor war er eben-
falls in der Hauptverwaltung in 

der Abteilung Vertragsmanagement und -controlling und 
im Krankenhausmanagementteam tätig. André Kohl hat 
 berufsbegleitende Studiengänge zum Management von 
 Gesundheits- und  Sozialeinrichtungen, in Diplom-Ökono-
mie/Medizin und in Betriebswirtschaft mit dem Schwer-
punkt Health-Care und Sozialmanagement erfolgreich 
 absolviert.

P e r s O N A L I e

Neuer referatsleiter

AnDRé kOhl
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Führungswechsel an der Spitze der 
TK in Hamburg: Angelika Schwabe 
verabschiedete sich nach mehr als 
21 Jahren an der Spitze der Landes-
vertretung in den Vorruhestand. Im 
Rahmen des TK-Neujahrsempfangs 
übergab sie das Staffelholz an Maren 
Puttfarcken. Auf der Veranstaltung 
wurde sie vom vdek-Vorstandsvor-
sitzenden Thomas Ballast zudem mit 
der vdek-Verdienstmedaille in Silber 
für ihr langjähriges Engagement für 
die Belange der Ersatzkassen geehrt. 
Von 1990 bis 1992 war Schwabe Mit-
glied im Landesausschuss Schleswig-
Holstein des Verbands der Angestell-
ten-Krankenkassen (VdAK) sowie 
des Arbeiter-Ersatzkassen-Verbands 
(AEV). Ebenfalls seit 1990 war sie 
Mitglied im Landesausschuss Ham-
burg des VdAK /AEV, seit Juli 2003 als 
dessen stellvertretende Vorsitzende. 
Sie vertrat die Ersatzkassengemein-
schaft außerdem im Verwaltungsrat 
des MDK Hamburg (ab 1994 als stell-
vertretendes Mitglied, ab 2002 als or-
dentliches Mitglied) und ab 2006 als 
ordentliches Mitglied im MDK Nord. 
Seit 1998 war sie zudem ehrenamt-
liche Richterin am Sozialgericht. In 
Schwabes Amtszeit entwickelte sich 
die TK zur mitgliederstärksten Kran-
kenkasse in der Hansestadt.
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Verdienstmedaille 
für ehemalige 
TK-Landeschefin

hOhE AuszEichnunG: AnGElikA schWAbE 
ERhiElt VOM VDEk-VORstAnDsVORsitzEn-
DEn thOMAs bAllAst DiE VDEk-VERDiEnst-
MEDAillE in silbER
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Zehn populäre Irrtümer im Gesund-
heitswesen, die keiner Überprüfung 
standhalten, beschreibt der Gesund-
heitsökonom Hartmut Reiners in sei-
nem kritischen und zugleich hinter-
gründigen Fachbuch. Hinter diesen 
Irrtümern verbergen sich handfes-
te wirtschaftliche und politische In-
teressen. Die Erkenntnisse Reiners 
eignen sich sowohl für Laien als 
auch für Experten, da die Mythen 
nicht nur stichhaltig widerlegt, son-
dern die dahinter stehenden Proble-
me benannt und Gegenthesen entwi-
ckelt werden.

Hartmut reiners
Mythen der Gesundheitspolitik
2011, 2. vollständig 
überarbeitete Auflage, 
295 s., € 24,95
Verlag Hans Huber, Bern

Die Hamburgerin Ute Nerge ist eine 
Geschichtenerzählerin. Viele Men-
schen hatten bisher die Gelegenheit, 
diese Geschichten zu hören; und sie 
hat sie dabei mitgenommen. Ihre 
Erinnerungen handeln von einer 
wunderbaren Idee und der Kraft, 
die es brauchte, diese mit vielen en-
gagierten Helfern umzusetzen. Von 
Glück und Trauer und vielen kleinen 
und großen Momenten. Und davon, 
was es für Familien mit einem tod-
kranken Kind bedeutet, einen Ort 
wie das Kinder-Hospiz „Sternen-
brücke“ zu haben. Wer bisher keine 
Gelegenheit hatte, Ute Nerge zu 
hören, der kann die Geschichte von 
„Sternenbrücke“ jetzt nachlesen.

ute Nerge
ein regenbogen zu den sternen
2011, 320 s., € 19,99
diana-Verlag, München

B ü C H e r

Populäre Irrtümer

die Kraft einer Idee 
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Seit Anfang 
Januar ist Ma-
ren  Puttfarcken 
neue Leiterin 
der TK in der 
Hansestadt. 
Die 44jährige 
war zuvor viele 
Jahre als Jour-
nalistin in der 

Gesundheitswirtschaft aktiv. Sie ar-
beitete beim NDR Hörfunk, war stell-
vertretende Pressesprecherin im 
LBK Hamburg, Redakteurin für Ge-
sundheitswirtschaft bei der Financial 
Times Deutschland und Co-Leiterin 
des Bereichs Unernehmenskommu-
nikation/Marketing im UKE. „Ich bin 
sehr gespannt auf diese Herausfor-
derung“, sagt Maren Puttfarcken. 
„Die TK ist sehr gut aufgestellt. Ich 
freue mich darauf, meine Kontakte 
und Kompetenzen in die neue Aufga-
be einzubringen.“ Die Hamburgerin 
ist seit Jahresanfang auch stellver-
tretende Vorsitzende des vdek-Lan-
desauschusses, des obersten Be-
schlussgremiums der Ersatzkassen.
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Maren Puttfarcken 
ist neue Landes-
chefin der TK

MAREn PuttFARckEn
Landeschefin 
der TK Hamburg


